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REPUBLJK ÖSTERREICH 
L1mdesgericht für Zivilreclltssncftcu Wien 

Dille nathstel1ende Geseii!!Oaqhl 
in allen Eingaben anmhren: 

3 Cg 52/14k-29 

BESCHLUSS 

Klagende Part<ü: 

vertreten durch: Proksch & Fritzsche Frank Fletzherger 
Rechtsanwälte GmbH 
Nibelungengasse 11 
1010 Wien 

Beklagte Partei: Facebock Ireland Limited 
(Reg.Nr, 462932 Republik Irland) 
4 Grand Canal Square 
Grand Canal Harbour 
Dublin 2, Irland 

vertreten durch: Graf & Pitkowitz 
Hechtsamväl te GmbH 

Stadiongasse 2 
1010 '"Jien 

\·legen: ~·eststellung, Unterlassung, 
Auskunft,Rechnungslegung und 
8UR 4 .000,-- s.A. (Gesamtstreitwert 
EUR 40.000,--) 

Die Klage wird zurückgewiesen. 

Die klagende Partei ist schuldig, der beklagten 

Partei die mit € 7 .024,66 (darin € 1.170,78 USt) 

bestinunten Verfahrenskosten binnen 14 Tagen zu ersetzen. 
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B a g r ü n d u n g! 

Der Kläger ist Nutzer der von der Beklagten 

angebotenen Dienste. Er hat seinen gewöhnlichen 

Aufenthalt und vlohnsitz in Wien. 

Die Beklagte ist eine in der Republik Irland 

registrierte Gesellschaft mit Sitz in Dublin und 

Tochtergesellschaft des OS-amerikanischen Unternehmens 

Facebook Inc mit Sitz in Menlo Park, Kalifornien, USA. 

Sie bietet ihre Dienste ausschließlich nach Zustimmung zu 

ihren Nutzungsbedingungen (einen integrierenden 

Bestandteil bildende Beilage ./A) und zu ihren 

Datenverwendungsrichtlinien (einen integrierenden 

Bestandteil bildende Beilage ./C), beide derzeit in der 

Fassung vom 15.11.2013, an. 

~Jährend die Muttergesellschaft der Beklagten die 

Märkte in den USA und Kanada bedient, ist die Beklagte 

für den Betrieb des sozialen Netzwerks "facebook.com" und 

des dafür eingerichteten Portals "ww~J. facebook. com" 

C~eltweit außerhalb der beiden genannten Staaten 

verantvJOrtlich. Die Beklagte nimmt nicht nur: 

Registrierungen aus Österreich an, sondern betreibt unter 

anderem auch eine spezielle lokale Website in und für 

Österreich und ist Inhaberin der bezughabenden Domain 

"l·lW~I. facebook. at". Ihr Netz1·10rk erlaubt Nutzern diverse 

Inhalte hochzuladen, im Internet bereitzustellen und je 

nach den ge1~ählten Einstellungen mit anderen Nutzern 

auszutauschen. Diese Inhalte können auch von anderen 

Nutzern mit weiteren Inhalten angereichert \verden. Nutzer 

der Dienste der Beklagten können auch direkt mit anderen 

Nutzern kommunizieren und mit diesen chatten bzw auch 

Daten über Direktnachrichten und E-Mails austauschen. 

Jeder Nutzer kann andere Nutzer als "Freunde" hinzufügen. 

Die Beklagte generiert selbst keine Inhalte, sondern 

erhält diese für ihre Dienste von privaten und 
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der Nutzeradministration und ähnlicher Datenamorendungen) . 

3. Die Beklagte ist schuldig , eine VerHendung von 

Daten ctes Kläger s, die von diesem selbst über das Portal 

facebook . com zu seinen persönlichen Z\·lecken gespeichert 

und i.ibermitte1t t·lerden (insb seiner Chronik, Updates , 

Veranstaltungen, Fotos, Vi deos, Gruppen, Seiten und 

persönlicher Nach.dchten , Fr eundesliste und Amvendungen} 

und bezUglieh welcher er selbst nAuftraggeber" und die 

Beklagte nur nDienstleisterin" ist, in Hinkunft nur gemäß 

den Weisungen des Klägers durchzuführen und eine 

Verwendung dieser Daten gegen die Weisungen des Klägers 

zu unte.rlassen. 

4 . Die Beklagte ist schuldig, die 

Nutzungsbedingungen, Beilage ./A, und die 

Datenverwendungsrichtlinien, Beilage ./C, de rart 

anzupassen, dass die Auftraggebereigenschaft für j ede 

einzelne DatenamTendung (j.nsb Chronik, Updates, 

Veranstaltungen, Fotos, Videos, Gruppen, Seiten, 

persönlicher Nachrichten, Freundesliste, Anwendungen , 

Zusamrnenstellung und Aggregation von I nhalten, 

Suchfunktion, Werbung, Nutzer-administr ation) 

klargestellt wird, sowie die angebotene Software so zu 

andern, dass der Kläger seinen Pflichten nach § 6 Abs 2 

und § 10 DSG (entspricht Art 17 Abs 2 bis 4 dür RL 

95/46/EG) nachkommen kann : rnsbesondere ist vorzusehen, 

dass Daten entsprechend den vleisungen des Klägers 

vera rbeitet werden und der Kläger diese Neisungen 

effektiv erteilen kann {zB durch Option fUr die 

automatische bz\·t einfache l!öschung und Ventaltung von 

einzelnen Daten, ganzen Datenkategorien und sinnvoll 

wählbaren Teilen ganzer Datenkategorien) . 

4 .1. 1n eventu, es \·lird mit ~lirkung ZNischen der 

Beklag ten und dem Kläger festgestellt, dass die 

bestehenden Vereinbarungen zvlischen dem Kläger und der 

Vorbringen in 
der Klage. 
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der genauen Herkunft und ggf der genauen Empfänger der 

Daten, zu er t eilen . 

18 . Oie Beklagte i st schuldi g, dem Kl~ger binnen 

vierzehn Tagen bei sonstiger Exekution zu Handen der 

Klagevertretung einen Betrag von EUR 4.000,-- zu 

bezahlen . 

19. Die Beklagte i st schuldig, dem Kläger binnen 

vierzehn Tagen bei sonstiger Exe kution Ober die 

rechtswidrige Verwendung und Verwertung der Daten des 

KUiger ·selbst so\de der Dat en der Zedenten 

Rechnung zu legen. 

20. Die Beklagte ist außerdem schuldig, binnen 

vierzehn Tagen bei sonstige r Bxekution der klagenden 

Partei den sich aufgrund der Rechnungslegung ergebenden 

Guthabensbe t rag in voller· Höhe zu bezahlen, \-/Obei d i e 

ziffer nmäßige Festsetzung de s Zahlungsbegehr ens bis zur 

gemäf~ Punkt 18 des Ur teJlsbegehrens erfolgt en 

Rechnungslegung vorbehalten bleibt . " 

Der Kläger stützt s e i n Kl agebegehren zusarnmengefasst 

darauf, d(l:ss die Beklagte unzulässig Daten im Rahmen von 

"Social J?lug-·Ins" sammle, eine unzulässige 

Sekundärdatenver einbarung (nBig Data" , Analysen , 

Verknüpfungen) vornehme, ohne Zustimmung der Nutzer die 

Suchfunkti on "Graph Search" eingeführt habe und 

unzuläss.ig oa·ten an externe "Aw.;endungen" bZ\>J. in d:i.e USA 

(PRISMJ übermitt l e und ihre Auskunftspflicht verletze. 

I nsgesamt sechs Nutzer von Facebock mit Wohnsitz in 

Österreich und Indien und ein wei t erer Nutzer i n 

Deutschland h~tten ihre Ansprüche aus der ihnen gegenOber 

erfolgten Rechtsverletzung dem Kläger zediert . Für den 

Kl~ge.t' und die Zedent en \·/erde - vorbehaltlich weiterer 

Ausdehnung - je € 500,-- Schadenersatz begehrt. 

Vorbringen in 
der Klage. 
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zedierten AnsprUche wUrden alle von Verbrauchern im Sinne 

des Art l5 Abs 1 EuGVVO stammen . Der Kl~ger verfolge 

keinerl ei Gevdnnabsichten durch die Verfolgung dieser 

Ansprüche. Er h.sbe sich im Rahmen der Abtretung 

vertraglich verpflichtet, alle erlangten Vorteile 

(abzüglich allfä l liger Kosten) an die Zedenten übergeben. 

Der Kläger sei in keine.t; Weise i n einer unternehmerischen 

Absicht tätig . 

Die Website Heurope-v-facebook.org\' sei vora Kläger 

allein programmiert worden, werde von ihm alleine 

inhaltlich gefuhrt( bezahlt und betreut . Sie werde auf 

einem privaten Webse rver des Klägers gehostet . Keine 

andere Person habe jemals Zugriff auf die Seite gehabt . 

l\lle E-Mails und Anfragen zu dieser Website \·lürden seit 

jeher vorn Kläger selbst bearbeitet . 

Die bei der irischen Datenschutzbehörde 

eing-ebrachten Besch~t~erden seien vom Kläger allein 

verfasst und erhoben wox:den . Dass die Tätigkeiten des 

Klägers von den Medien stark aufgegriffen worden seien, 

lasse keinesfalls auf eine "\>Telt\-Jeite PR-Kampagne" 

s chl ießen . Vielmehr zeige dies nur, dass de.t' Kl~gar mit 

seinen Aktivitäten offenbar einen "wunden Punkt~ der 

Beklagten getroffen habe. D:le Beklagte vermenge be\>msst 

die 'l'l:itigkeiten des IGägers mit jenen des Vere:ins 

11europe-v-facebook. org''. Der Verein habe nur die einzige 

Funktion, nämlich daB vom Kläger unabhängige Verwalten 

von Spendengeldern und den Betrieb der Plattform 

11CrOvld4pri vacy. o:tg", die mit Dezember 2012 i n Betr:teb 

gegangen sei und eine lückenlose Nachvollziehbarkeit der 

Spenden und Ausgaben erlaube. Hintergrund dieses 

Vorgehans sei, dass der Kläger das finanzielle Risiko des 

l angwierigen Beschwerdeverfahrens in Irland nicht allein 

habe schul tern können und aus Gründen der Transparenz, 

die ihm .regelmäßig angebotenen Spenden nicht als 

Vorbringen in 
der Klage. 
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Privatperson habe annehmen \'Jollen. 

Der Verein setze außer der Verwaltung des 

Spendenkontos ke i ne nennenswerten Aktivitäten. Er habe 

seinen eingetragenen Sitz in der Privatwohnung des 

Klägers und verfüge weder über Personal noch Ober Büros. 

Er ersetze dem Kläger ausschließlich direkt notwendige 

Kosteu fUr das 13eschwcrdeverfahren in Irland . 

Der Kläger habe gemeinsam mit einem guten Freund 

eine einfache mobile \'lebsite programmiert, mit der die 

relevanten Daten der Zedenten in einer Datenbank abgelegt 

\oterden können. Die Website sei unter "fbclaim. com" 

abrufbar und über das private Developer-Konto des Klägers 

mit "facebook. com" verbunden l·/Orden. Die Administralion 

der Abtretungen sei allein durch den Kläger erfolgt. ~r 

habe alle E-Mails und Daten auf seinem privaten Laptop 

verarbeitet . Aufgrund der Ressourcen der Website sei 

diese bereits nach snchs Tagen wieder geschl ossen worden, 

da innerhalb dieser wenigen Tage über 25.000 Personen 

ihre AnsprOehe abqetreten hätten . Weitere Nutzer könnten 

sich derzeit nur mehr für eine allf~llige spätere 

Abtretung registrieren lassen. Die Verträge mit den 

Zedenten HUrden sicherstellen, dass der Kläget' im Fälle 

eines Prozesserfolges an den abgetretenen AnsprUche 

nichts verdiene. 

Die Nutzunq des unter 

erreichbaren privaten 

Nutzeraccounts des Klägers diene bis heute ausnahmsl os 

dazu, zB Urlaubsfolos und Meldungen mit ca ~50 Facebock­

Freunden ~u teilen und mit einer kleineren Xaht von 

Fr e unden zu chattcn. 

Di e Reschwerden in Irland würden die gleiche 

Themat.i.k 1-li e die qeqenständliche Klage betreffen, ~1obcj 

der Kläger bei diesen BesdH'ierden kein dem 

Urteilsbegehren in der Klage auch nur annähernd 

Vorbringen in 
der Klage. 
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vergleichbares Begehren gestellt habe. Die irische 

Datenschutzbehörde könne auch ke i ne Unterlassungs - oder 

FeststclhmgsansprOche gleich einem zivilgerichtliehen 

Urteil zusprechen. Außerdem seien diese Beschwerden bis 

auf eine einzige ("PRISM'' und /fSafe Harbor" betreffend) 

mittlerweile zurliekgezogen worden. Die Datenschutzbehörde 

sei auch kein Gericht, sondern eine VerNaltungsbehörde 

nach Art. 28 Abs 4 der RL 95/46/EG . Das dort angestrengte 

Verfahren stelle eine behördliches Verfahren dar und 

erzeuge daher keinesfalls eine Streitanhängigkelt im 

S.inne des Art. 27 EuGVVO. 

Die gegenständliche Prozessfinanzierung sei 

zulässig. Aufgrund des aus li,rt 6 F.:MRK abzuleitenden 

Grundsatzes der Naffengleichheit sei ein Gruppenverfahren 

durchaus e.rforderlich( da hier eine Vielzahl von Nutzern 

durch das Verhalten der beklagten Partei in vö1l ig 

gleicher ~veise bet roffen sei und damit eine kollektive 

Rechtsdurchsatzung besonders angebracht sei . 

Die Beklagte erhob den Eim·Tand der internationalen, 

örtlichen und sachli chen Unzuständigkeit, der 

Unzulässigkeit des Rechtsweges, der Streitanh:.ingigkeit 

und der res iudicata. Die Berufung des Klägers auf den 

Verbrauchergerichtsstand sei unzulässig, weil der Kläger 

gegenständlich nicht a l s Ver braucher 1m Sinne dieser 

Bestimmung anzusehen sei. zum Teil mache er auf3erdBm 

n:icht vertragliche Ansprüche geltend . Der Begriff des 

Verbrauchers sei eng auszulegen und gehe durch Zession 

unter. 

Der Kläger sei der Kopf einer Organisation, die sich 

der Durchsetzung der klägerischen Auffassung vom irischen 

und eu.ropäischen Dat enschutzrecht gegen usocial media"­

Unternehmen verschrieben habe. Die Organisation des 

Klägers habe eigenes Personal, beschäftige e xterne 

Berater und unterhalte eine eigene Website und setze 

Ab hier beginnen die 
diversen Einreden 
(bzw oft schlicht 
Unterstellungen) von 
Facebook. 

Zur Entkräfung siehe 
auch 
Richtigstellungen im 
Rekurs .. 
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\>/eltweit E>1edienaktivitäten,. wobei die Beklagte Hauptziel 

der Kampagne des K1ägers sei. Die Organisation des 

Kl::lgers betreibe die Website 11\·JW\•t. europe-v-facebook. org" 

so\·tie die Websi t e "W\·lW. fb-claim. com", über ~;elche 

Dieser Teil des 
Beschlusses listet 
die diversen 
Einreden (bzw oft 
schlicht 

angebliche Ansprüche gegen die Beklagte mit der . Abtretung Unterstellungen) 
von Facebook. 

dieser angeblichen Ansprüche an den Kläger füE das 

vorliegende Verfahren gesammel t \·/erden sollten . 

Seit 2011 habe der Kläger gemeinsam mit seiner 

Organisation 23 Beschwerdeverfahren bei der irischen 

Datenschutzkornmission gegen die Beklagte eingereicht. I m 

Rahmen der Behandlung der ersten 22 BesclwJOrden sei die 

Geschäftstäti9keit der Beklagten von der irischen 

Daten$chutzkonuni.ssion genau un t ersucht \Wrden und seien 

die illrgebnisse dieser Untersuchung veröffentlicht worden. 

Die 23 . Beschv1erde sei a limine als aussichtslos 

zurückgewiesen \vorden. 

Gegen die Verbrauchereigenschaft des Kl ägers spreche 

die organisierte und struktud.e.r.te Geltendmachunq von 

Ansprüchen gegen die Beklagte. Der Kläger verwende 

Facebook dazu~' sich als ve.rmeintlicher Vorkämpfer des 

Rechts auf Datenschutz zu vermarkten und daraus 

wirtschaftliche Vorteile für sich zu erzielen . Dies sei 

den e i genen Angaben des Klägers zu en.tnehnten, der offen 

zugebe, sein Facebook-Kont.o zur Durchsatzung seiner 

Ansprüche ge gen die Beklagte eingerichtet zu haben und 

darin seinen eigenen Namen 

angegeben zu haben. Damit sei es dem r<läger praktisch 

unmöglich, Facebock im üblichen Sinn zu nutzen. Er sei 

kein Ver·braucher, sondern verfolge beruflich-gewerbliche 

ZHecke . 

Der Kläger bet reibe die Facebook-Seite 11 EVF" 

( 0 europe-v-facebook .org"). Der einzige Zweck dieser Seite 

best-<~he darin, die öffentliche Aufmerksamkeit und das 

öffentliche Interesse auf die Aktivitäten des Klägers 

Zur Entkräfung 
sieihe auch 
Richtigstellungen 
im Rekurs. 



    

         

       

 

        

        

         

    

  

      

      

         

          

        

         

          

  

     

          

      

      

        

       

       

     

       

 

      

 

      

       

       

      

       

      

Dieser Teil des 
Beschlusses listet 
die diversen 
Einreden (bzw oft 
schlicht  
Unterstellungen) 
von Facebook.

Zur Entkräfung 
siehe auch 
Richtigstellungen 
im Rekurs.



    

         

       

    

      

    

        

        

        

      

        

      

     

 

       

    

        

       

     

       

        

      

       

    

      

         

      

        

      

         

       

        

       

    

      

Dieser Teil des 
Beschlusses listet 
die diversen 
Einreden (bzw oft 
schlicht  
Unterstellungen) 
von Facebook.

Zur Entkräfung 
siehe auch 
Richtigstellungen 
im Rekurs.



    

      

       

        

          

       

      

      

       

     

       

      

     

 

          

      

        

      

       

      

       

      

         

     

   

     

        

       

          

      

       

       

       

        

 

Dieser Teil des 
Beschlusses listet 
die diversen 
Einreden (bzw oft 
schlicht  
Unterstellungen) 
von Facebook.

Zur Entkräfung 
siehe auch 
Richtigstellungen 
im Rekurs.



- 17 - 3 Cg 52/14k 

Der Kläger brachte in der Tagsatzung am 9 . 4.2015 

weiters vor, dass er bei seiner Mutter beschäftigt sei 

und ein E!inkommen aus der Vermietung einer Wohnung habe. 

Die Besch'derde laut Beilage , /13 sei anhängig, wobei die 

Übersetzung "Gericht" und HKlage" unrichtig sei, Diese 

Beschwerde habe l ediglich die Frage der Zuständigkeit zum 

Inhalt . Die irische Datenschutzkorrunissüm entscheide 

nicht über zivilrechtliche Ansprüche. 

Die Richtigkeit der mit Beilage./21 belegten 

Aktivitäten wurde außer Streit gestellt, wobei dazu 

vorgebracht wurde, dass sich daraus keine gewerbliche 

Tätigkeit des Klägers ergebe. Der Inhalt der 

Medienartikel sei zum Teil nicht vom Kläger abgesegnet 

\•rorden, zum Teil ihm nicht vorab geschickt Norden und der 

Inhalt sei zum 'l'e.il nicht richtig. 

In der Tagsatzung stützte der Kläger hinsichtlich 

der abgetretenen AnsprOehe die Zuständigkeit dieses 

Gerichtes auch auf Art 7, vormals Art 5 EuGVVO. Die 

Eingriffe in di-e Privatsphäre , die Oben·1achung und 

Aus\·.'er tung der Nutzerdaten t·1ürden in Wien erfolgen. 

Die Beklagte bestritt die Zuständigkeit für die 

abgetretenen Ansprüche nach Art 7, vormals Art 5 EuGVVO. 

Es würde ein Vorbringen zum Schadenseintritt in Wien 

fehlen. Sie brachte weiters vor, dass sie erst am 

6.10 . 2008 gegrUndet worden sei . 

Feststellungen: 

Der Kläger schloss an der Universität Wien ein Jus­

Studium mit Spezialisierung auf IT-Recht und 

Datenschutzrecht ab. Br absolviert derzeit das 

Doktoratsstudium, \vobei seine Dissertation die zivil-, 

straf- und ven-1altungsrechtlichen Aspekte von Datenschutz 

zum Thema hat (PV des Klägers). 

Er brachte im August 2011 sechzehn und im September 

2011 sechs \·!eitere Beschwerden gegen die Beklagte bei der 

Ab hier beginnen die 1 
"Feststellungen" -
also das was das 
Gericht für richtig 
gehalten hat. 

Hervorheben
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irischen Datenschutzkommission ein. Diese erstellte einen 

Prtifbericht, der Empfehlungen an die Beklagte enthielt 

und in 1·1eiterer Folge einen Nachprüfbericht {PV des 

Kl~gers und nicht strittig). 

Im Juni 2013 brachte der Kläger eine V/eitere (23.) 

Beschwerde gegen die Beklagte im Zusammenhang mit dem 

Überwachungsprogramm PRISM ein. Diese wurde von der 

Datenschutzkommission a limine als aussichtslos 

zurückge11iesen. Dagegen erhob der Kläger ein Rechtsmittel 

an den irischen Highcourt, der feststellte, dass der Fall 

eine generelle Frage des EU-Rechts bet.reffe, nämlich die 

"Safe Harbor"-Entscheidung der Europäischen Kommission 

und legte dem Europ~ischen Gerichtshof zwei Fragen zur 

Vorabentscheidung vor (PV des Klägers und nicht 

strittig) . 

Im August 2013 brachte der Kläger bei der irischen 

Datenschutzkommission einen 153'"seitigen Antrag auf 

Entscheidung ein (Beilage ./13). Darin stellte er den 

Antrag, dass die irische Datenschutzkommission fo.rmell 

über die Beschwerden des Klägers entscheide. Hinsichtlich 

des Inhalts dieses Antrages 1-lird - mit Ausnahme der 

strittigen Übersetzung von "tribunal" als "Gericht" und 

"complaint" als "Klage" - auf die deutsche Obersetzung 

der Beilage . /13 venliesen, die einen integrierenden 

Bestandteil dieses Beschlusses bildet und die nach dem 

Vorbringen der beklagten Partei sämt liehe für den Einwand 

der Streitanhängigkelt relevante Begehren des Klägers vor 

der irischen Datenschutzkommission enthält. 

Die ersten 22 Besch1-1erden wurden vom Kläger mit E­

Mail an die irischen Datenschutzkommission vom 31.7,2014 

zurückgezogen (PV des Klägers). 

Folgende Aktivitäten wurden vom Kläger im 

Zusamrnenhang mit seinem Vorgehen gegen behauptete 

Datenschutzrechtsverletzungen gesetzt: 

Hervorheben
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-· 22. Juni 2011 : Der Kläger veröffentlicht das Buch DieseSSeitendes 
Beschlusses wurden 

11 P.rivate Videoüberwachung". 
1:1 aus einervon 

w· 12. Jul i 2011: Der l<läger registriert die \'~ebsite Facebook 

uwww.europe-v-facebook.org". 

-August/September 2011 : Der Kläger bringt die 

ersten 22 Beschwerden bei der irischen 

Datenschutzkommiss:Lon ein, 

- 25. Oktober 2011; "europe-v-facebook. org" ge\•linnt 

f ür den Kampf gegen Facebock den "Big Brother A\.;ard" i n 

der Kategorie "Defensor Libertatis", verl i ehen von der 

Österreichischen Datenschut.zorganisat:i.on Quin'tessenz. 

- 19. April 2012; Der Kläger gründet den Verein 

neurope-v-facebook.org - Verein zur Durchsatzung des 

Grundrechts auf Datenschutz". Der Kli:iger ist 

a l leinvertretungsbefugter Vorsitzender dieses Vereins. 

Lisa Ballmann, eine der Zedenten, ist stellvertretende 

Vorsitzende. 

~ 26 . April 2012: Der Kläger registriert die Website 

,thttp://our-policy. org'\, eine Online-Petition qegen die 

Datennutzungsbedingungen der Beklagten. Diese wird 

betrieben mit dem erklärten Ziel, Änderungen der 

Datennutzungsbedingungen der Beklagten zu erreichen . 

- 22. November 2012 : Die vlebsite uhttp : //schre .ms/" 

\·Jird registriert (der K1.ager erscheint im Impr:essum der 

Website). Die Website ist e.in Blog mit dem 

offensichtlichen Zweck, Infor mation zum Thema Datenschu·tz 

zu teilen. 

- 29 . November 2012 ; Der Kläger regist.r:i.ert die 

v1ebsite ucrm.,d4privacy . org", eine Cro\lldfunding~Website, 

tiber die Spenden gesammelt "'erden, mit dem Zv1eck die 

notwendigen Mittel fUr Verfahren gegen die Beklagte zu 

sammeln. 

- Dezember 2012: Der Kläger Hird von einer lokalen 

.Zeitung zum "Salzburger des Jahres" ernannt. 
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Datenschutz, die nötige begleitende Information und 

~ledienarbei t so1'lie poU tisch Aufklärung als Zv1eck. Es 

sollen Musterverfahren von öffentlichem Interesse gegen 

Unternehmen, ~1elche dieses Grundrecht potentiell 

ge,fährden, finanziell unterstützt werden. Neben reinen 

Verfahrens- und Am;al tskosten sollen auch notHendige 

Auslagen und andere für die Durchsetzunq unmittelbar 

nützliche Kosten aufgebracht ~/erden, entsprechende 

Spenden gesammelt, verHaltet und ausgeschüttet \'/erden 

(Statuten). Der Verein hat mittlen1eile Spenden in der 

Höhe von € 60.000,-- gesammelt (PV des Klägers bzw. nicht 

strittig). 

Die l'lebsite "crowd4privacy.org" wurde vom Klil.ger 

registriert und \'lird vom Verein "europe--v-facebook. org­

Verein zur Durchsetzunq von Datenschutz" zur Offenlegunq 

der Verwendung der Spendengelder betrieben (PV des 

Klägers bzH. nicht strittig). 

Die Websl te "~11'1~1. fbclai,m. com" programmierte der 

Kläger gemeinsam mit einem befreundeten Informatiker, der 

dafür ungefähr zwei Monate benötigte, sich allerdings nur 

nebenbei damit beschäftigte. Damit konnten die relevanten 

Daten der Zedenten in einer Datenbank abgelegt werden. 

Die Website 1·mrde über das private Developer-Konto des 

Klägers mit "facebook.com" verbunden. Die Administration 

der Abtretungen erfolgt durch den KlägeJ:·. Aufgrund der 

Ressourcen der Website wurde diese bereits nach sechs 

Tagen ~Iieder geschlossen, da innerhalb dieser wenigen 

Tage über 25.000 Personen ihre Ansprüche abtraten. 

v/eitere Nutzer können sich derzeit nur mehr für eine 

allfällige spätere Abtretung registrieren lassen. Am 

9.4.2015 befanden sich bereits 50.000 Personen auf einer 

Warteliste (PV des Klägers). 

Die dort abgegebenen Abtretungserklärungen lauten 

wie folgt (./AC): 
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Bedingungen, Abtretung 

1. Abtretung 
1.1. Der ABTRB'l'BNDE tritt seine finanziellen und sonstigen goldwerten Ansprikhe (insbesondere 

Schadenersatz~ und Bet·eh::herungsansprüche) als Verbraucher, Vertragspartner und Nutte:r von 
facebook.C(Hn wegen VerJetz1mg seine Rechts auf Datenschutz und jeglicher anderer Privatsphären~, 
Persönlichkeits- oder VertragsverMtzungen durch den facebook Konzern (Jnsb. Facebook lrelafid Ltd. und 
Facebook !nc.) an den BHSTBHllNDEN Kl.ÄGER(Maximillan SchrenJS, 1060 Wien) Ullwlderrußich ab. 

1.2, DieAbtretung erfolgt mittels Annahme durch den bestehenden Kläger (t.B. durch ein Annahtne·B-Mail). 
1.3. Dle Durchsetzung der Ansprüche Ist Sache des bestehenden Klägers, er hat keine Pflicht zur Durchset:z.ung. 

2. Fin'!nziel!es . . . 
2.1. Der bestehende Kläger erhält keine Entlohnung. Die Durchsct:z.ung erfolgt vollkommennnentgeJUicb. 
2.2. Der bestehenden Klilger garantiertdem Abtretenden, dass für d!esenlrelne Kosten entstellen. 
2.3, l'Or den Fall, dass dle Durchsetzung der Ansprüche ganz oder tellweise erfolgreich ist, verpfiichtet sich der 

bestehende Kläger, die erlangten finanziellen Vorteile umgehend dem Abtretenden an!elllg auszuschütten. 
2.4. Davon abzuziehen sind fflr die Durchsel'iung notwendige oder zwcrkrnöfllge anteiligen Kosteil des 

besteheuden Klägers (:cB. Kosten für eine i'rozesskostenllmmzlerung, Rechtsanwälte, Gerlehtsgebühren, 
Oberset•ungskosten, Dienstleistor fiir die Organisation der Abtretungen, Versicherungen, Sachaufwand, 
Transaktlonskosten, JT-Dienstlelstungen). Der bestehende Klägerversuchtdiese Kosten niedrig zu halten. 

2.S, Der Abtretende hat einen Allspruch auf eine Endabrechnung samtAufschlusselung dieser Kosten, 
2.6. Die Auszahlung erfolgt per Banküberweisung, Andere Zahlungsmethoden werden nicht garantiert 
2.7. Ist trotzt tMhrmal!ger Kontaktaufnahme eine Auszahlung an den Abtretenden nicht möglich, so verfallt der 

Anspruch des Abtretenden Innerhalb VOll einem fahr ab dem ersten Kontaktversuch, 
2.8. Gleiches gilt wenn nur ein Bagatellbetragvon unter €5 zur Auszahlung käme. 

2.9. Der bestehende !Oäger verpfiichtet sich nicht zur Auszal1lung gelangte Beträge (Punkte 2.7 und 2.8) an 
gemeinnützige Organisationen oder Projekte Im Bereich Datenschutz und Privatsphäre zu spenden. 

3. Vergleichsfall 
3.1. Sollte der bestehende Kläger mit dem Facebook Konzern eiu.n Vergleich über die geltend gemachten 

Ansprüche schließen, so Qbliegt die Verhandlungsstrategie und der Abschluss allein dem bestehenden 
Kläger, Er kann z.ll. primär die rechtskonforme Datennutzung durch den Facehook Konzern anstreben und 
nachrangig die Durchsetzung der finanziellen Ansprüche des Abtretenden verfolgen. 

3,2. fluch im Vergleichsfall erhält der Abtretende jedenfalls anteilig die gegebenenfalls erlangten finanziellen 
Vorteile unterdell in Punkten 2.1 bis 2.9 erläuterten Bedingungen. 

4. neendlgung 
4.1. Der Hauptkläger kann jederzeit die Durchsetzung des Anspruchs aufgeben und den Vertrag mit dem 

Abtretenden auflösen. Andornfalls erfolgt die Vertragsauflösung durch Zweckcrfüllung. 
4.2. Insbesondere bei einet' zu hohet\ An"abl kann der Hauptkläger einen Tell der Vertrage jederzeit beenden. 
4.3. Eine Auflösung durch den Abtretendenist nach Annahme durch den Hauptkläger nicht möglich. 
4.4. Der Hauptkläger überträgt eventuell verbleibende abgetretene Ausprüdte zurück an den Abtretenden, 

wenn olne weitere Durchsetzungnicltt erfolgt oder von lhtn aufgegeben wurde, 

5, Koutalrt, Angaben, Sprachen, Haftung, Rechtswahl, Gerichtsstand und Sonstiges 
5.1. Der Abtretende verpflichtet sich seine Informationen aktuell zu halten, ftlr Fragen oder Zeugenaussagen zur 

Verfügung zu stehen und zu jeder Zelt voHstiindlge und k~rt'ekte Angaben zu machen. 
5.2. Die Kammunikation (Inklusive aller rechtserheblichen Erklärungen) erfolgt per E-Mail. 
S.3. Die Kommunikation erfolgt ausschließlich in Deutsch und Engllsch, Bei Widersprüchen gilt die deutseire 

Version aller Verträge, Bedingungen und Erklärungen. 
5.4. Der Hauptkläger haftet nur filt• vorsätzlich schuldhafte Handlungen (keine Fabrlässigkeltshaftung). 
s.s. Der Vertrag bestehtzwischen Konsumenten. Es gilt österrelchlsches Recht Gerichtsstand Ist Wien, 
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Der Kläger beabsichtigt, die gegenständliche Klage 

um die ihm zum Inkasso abgetretenen Ansprüche von 

tausenden Facebook-Nutzer aus aller Welt (ausgenomm0.n den 

USA und Kanada) auszudehnen. 

Der Kläger vorwendet Facebock seit 2008, zunächst 

ausschließlich fUr private Zwecke unter einem falschen 

Namen . Seit 2010 nutzt er ein Facebook- Konto 

das er nur für seine 

privaten Akt i vitäten wie Fotos tauschen, chatten, posten 

mi l ca . 250 freunden verwendet . Darin schreibt er seinen 

Namen , damit er unter se inem 

Namen nicht auffindbar ist. Darüber hinau~ nutzt er 

Facebock seit ~Oll auch über die von ihm registrierte und 

aufgesetz te (PV des Klägers) f'acebook-Seite 11 EVF" 

("Europe v. Facebook") um Ober sein Vorgehen gegen 

Fac.:ebook, seine Vortrage, Teilnahmen an 

Podiumsdiskwndonen und seine Medienauftritte zu 

Siehe hierzu auch 
Rekus. Es gibt ein (!) 
Posting von über 350 
zu einem Spiegel-

berichten, für Spendenaufrufe und um ftlr sein Buch 

um deine Daten" zu \·/erben (. /28) • 

" Kämpf Artikel zum Bucht 
und 3 Postings für 
eine Spendenaktion i 
4 Jahren. Der Kläger gibt regelmäßig Interviews zu den 

Verfahren gegen die Beklagte und \•lar seit September ?.Oll 

bei mehr als ~0 TV-Sendungen (PV des Klägers). Das 

Vorgehen des Kl~gers gegen die Beklagte war Gegenstand 

von unzähligen TV-Sendungen auf österreichischen, 

deutschen und internationalen Kanälen, zahlrei chen 

Radiosendungen, sowie Gegenstand von zumindest 184 

Art i keln in Zeitungen und Zeitschr1.ftcn (einschließlich 

Onlinepublikationen) \·lie der fi'AZ, Le Monde, Ne\'1 York 

Times, Washington Post, Hong Kong Standard und The Week 

(Indien) (./ ?.?.). 

Der Kltlger ist bei beschä ftigt und 

bezieht dort eln Einkommen. Weiters bezieht er auch ein 

Einkommen aus Daneben 

erzielt er Einkommen in nicht feststellbarer Höhe aus dem 

Hervorheben
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Hervorheben
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Verkauf der genannten BUcher und aus Veranstal t.ungen, 

denen eL·, au.fgrund seines Vo.r.gehens gegen Facebookr 

n unme hr der gegenständlichen Kl age, eingeladen \·mrde. 

zu Diese Feststellungen 
sind klar Aktenwidrig. 
Siehe hierzu auch 
Protokoll der Aussage 

Jedenfalls erhielt er im letzten Jahr für drei bis vier 

Vorträge ein Honorar von je zumindest I • bis I • · 
Auf Anregung des Klägers vmrden für Vol:'tr.·äge und 

Intervie1·1s des Klägers Spenden an den Verein "europe-v-

bzw. Rekus. 
Zu Facebook-Themen 
wurden nie Honorare 
angenommen. 

facebook. org - Verein zur Durchsatzung von Datenschutz" Interessant: 

von zumindest I- bis I- bezahlt (PV des Nicht Facebook 

Klägers) . Der Kläger nutzt das enorme, weltweite 

Medieninteresse an seinem Voxgehen gegen die Beklagte 

mittlenH~ile auch beruflich . 

Für die irischen Verfahren wurde eine 

Prozesskostenlimitierung auf e; 10.000,-- erreicht . Die 

eigenen Am1älte dieser Verfahren muss der Kl~ger 

vereinbarungsgemäß nicht bezahl en (PV des Klägers) . 

(Gegenstand der Klage 
wurde beruflich 
genutzt, sondern das 
angebliche "Medien­
interesse" - wie genau 
ist unklar (Vorträge 
hatten - siehe oben -
nichts mit FB zu tun ­
Spenden sind kein 
"Beruf'). Trotzern wird 

Der Kläger hat für seine Aktivitäten gegen Facebookdamit lt. Gericht auch 

ein Team von zehn , im Kern fünf, Personen um sich 

versammelt, die ihn unterstützen ( . /4, ./32) . E$ ist 

auch Facebook I 
mittelbar (!) beruflich l 

i genutz. 
nicht feststellbar, ob für diese Unterstützung eb-1as 

h l · d Art 15 EuGVVO ist beza . t w:u; . 
immer anhand des 

Die erforderliche Infrastruktur \Ürd vom privaten. Zwecks des konkreten 1 

Konto des Klägers bezahlt . Weder er noch der Verein Vertrags - und nicht 

beschäftigen Personal. Die Beschwerden 110r der irischen nach einem 
(mittelbaren) Nutzen 

Datenschutzkommission \>Jurden vom Kläger selbst verfasst eines Vertrags zu 

und eingebracht (PV des Kl~gers}. . beurteilen. 

Die Beklagte wurde am 6.10.2008 (./31} gegründet. 

Das gegenständliche Verfahren w.i.rd vom 

Prozessfinanzierer ROLAND ProzessFi nanz gegen ein Entgelt 

von 20% des Er1öses aus den Ansprüchen der Zedenten 

finanziert (PV des Klägers bztv. nicht strittig). 

Bewei.swürdigunq: 

Die Feststellungen ergeben sich aus den jeweils in 

Klammer angeführten unbedenklichen Beweisml.tteln, denen 

Hervorheben
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keine anderen Beweise entgegenstanden. Soweit zu den 

E'eststellungen die ParteieneJ.nvernahme des Klägers 

angeführt wird, war diese glaubwürdig und gab es keinen 

Grund an seinen Angaben zu zweifeln. 

Der dem Vorbringen vorangestellte Sachverhalt war 

unstrittig, die Aktivitäten 1aut ./21 wurden außer Stre.i.t 

gestellt. J.l.uch hinsichtlich der Dauer der Nutzung von 

Facebook bestanden an der Richtigkeit der Aussage des 

Klägers keine Zweifel. 

Unglaubwürdig war aber, dass der Kläger nicht mehr 

\<le iß, ob er bei seiner ersten Registrierung und Nutzung 

seinen richtigen Namen ven;endete . Der Kläger hat sich 

bei der Registrierung bei der Namensan(,rabe sicher beHusst 

für oder gegen di.e Wahxhe1t. entschieden und kann sich bei 

seiner k.ritischen · Einstellung gegenüber Face.book auch 

sicher noch daran erinnern. Aus der Aussage, dass er 

glaube, zunächst einen ,,Fakenamen" benutzt zu haben, und 

glaube im Original seinen echten angegeben zu haben, v1ar 

zu schließen, dass er zunächst, auch hei der: 

Registrierung, einen falschen Namen benutze, dies aber, 

weil unzulässig, nicht so deutlich aussagen wollte . 

Die Zurückziehung der ersten 22 Besch\<Ierden ergibt 

sich aus der Aussage des Klägers. Es ist nicht 

anzunehmen, dass der Kläger hier leicht zu widerlegende 

Angaben machte. Außerdem ist der Umstand seit 

Stellungnahme der Beklagten vorn 29.5.2015 nicht mehr als 

strittig anzusehen. 

Die Feststellungen zum Studium ergeben sich aus der 

Aussage des Klägers. Der Kläger sagte auch glaub\vürdig 

aus, Einkoromen aus einer T,lit:!.gkei und 

aus zu erzielen. Ob die 

Einkilnf t e aus dem Verkauf der Bücher, aus den Vorträgen 

bzw. Teilnahmen an Podiumsdiskussionen tatsächlich bisher 

so gering waren, wie es der Kläger darstellt, war in 

Anm.: Tätigkeiten 
ohne Bezug zu 
Recht, IT, Daten­
schutz, etc. 

Die Frage des 
genutzten Namens ist 
zwar rechltich 
irrelevant, wurde 
jedoch sogar mit 
ogiginal Daten-
ausdrucken von 
Facebook bewiesen - 
trotzdem befand das 
Gericht das 
Vorbringen für 
"unglaubwürdig".
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Hinblick auf die enorme t1ediem-drksamkeit des Vergehens 

des Klägers, mangels Vorlage entsprechender Urkunden, 

nicht sicher. Es ist offensichtlich, dass der Kläger das 

enorme Medieninteresse an seinem Vorgehen gegen Fa:cebook, 

insbesondere auch an dieser Klage, für den Verkauf seiner 

Bücher und seine Karrie.t~e nut:z;t, auch wenn glaubwürdig· 

war, dass es dem Kläger um ein gesellschaftspolitisches 

Anliegen geht, Der Kläger machte ganz und gar nicht den 

Eindruck, dass ihm das Medieninteresse an seiner Person 

unangenehm sei und er sich hinter einem Team verstecken 

müsse. Soweit er dies als Erklärung heranzieht, warum er 

in einem Interview von einem akti~en Team von zehn 

Personen sprach, ob\•tohl dies nicht der Fall sei, konnte 

er damit nicht Uberzeugen. Vielmehr war zu erkennen, dass 

er die St;..).r.ke seines Teams, ebenso \·lie sein Einkommen aus 

Vortragstätigkeiten und den Ertrag aus dem Verkauf seiner 

Bücher/ herunterspielte. Glaubwürdig war aber, dass der 

I<Hl.ger die Abtretungs,<~ebsite gemeinsam mit einem 

befreundeten Informat.'lker erstellte, die Ihfrastruktu.r 

von .seinem privaten Konto bezahlt wird und er: d.i.e 

Besch~o.~erden vor der irischen Datenschutzkommission selbst 

verfasste und einbrachte . Es blieben aber ZvJeifel, ob der 

Kläger, allenfalls über den Verein, für die Unterstützung 

dritter Personen, etwas bezahlt, dies nicht nur, Neil die 

Namen dieser P(~rsonen tr:otz Nachfrage nicht preisgegeben 

wurden. Möglich ist abe.r auch, dass dies nicht der Fall 

ist, Heshalb eine Negativfeststellung zu treffen ,.;ar. 

Die Absicht des Klägers seine Klage um die NeltvJe it 

abgetr-etenen Ansprüche auszudehnen, ergibt sich aus 

seine:r eigenen Aussage und seiner öffentlichen 

Ankündigung einer weitweiten Samme1klage. Das enorme, 

welt weite Medieninteresse steht mit dem Umstand, dass die 

Klage eine weltweite Sammelklage darstellen solle, im 

Zusammenhang. Weiters \Ürd das das Verfahren von einem 

Mangel an 
Unterlagen über 
die Nicht­
bezahlung von 
Panels und 
Interviews. 

Woher diese 
"Offensichtlich­
keif' kommt 
ergibt sich nicht 
wirklich 
("Schein­
begründung") 

Hervorheben
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Prozess-Finanzierer finanziert , der 20 % der abgetretenen 

Schadenersatzforderungen erh::ilt, Nas Hirtschaftlieh erst 

bei einer entsprechenden Ausdehnung interessant \v:b:d. 

Offensichtlich Hurden zunächst zur Abklärung der 

prozessualen Zulässigkeit der Klage zunächst nur wenige 

Abtretungserklärungen herangezogen , dies mit der festen 

Absicht, im Falle eines Erfolges, auszudehnen. 

Rechtlich folgt: 

In der Entscheidung 4 Ob 116/0Sw hat sich der OGH 

sehr ausführlich mit den Lehrmeinungen zu.r Zulässigkeit 

einer Sammelklage auseinandergesetzt und bei. zum Inkasso 

abgetretenen Ansprilchen eine uneingeschri:l.nkte 

Am·tendbark.eit des § 227 ZPO verneint, weil sonst völlig 

verschiedene Ansprüche beliebig zusammengefasst 

("gesammelt") und dann gemeinsam geltend gemacht werden 

könnten. Eine derartige Absicht könne dem Gesetzgeber 

nicht unterstellt werden, beruht doch die Neuregelung des 

§ 227 ZPO durch die ZVN 1983 a uf prozessökonomischen 

En1ägungen. 8ine gemeinsame Geltendmachung von mehreren 

AnsprUchen verschiedener Anspruchsteller im Wege einer 

Inkassozession durch einen Kläger ist daher nur dann In diesem Fall: 
- Gleicher Vertrag 
- Gleiche Vorwürfe zul.;tssig, i'tenn im 1/lesentlichen gleiche Fragen 

tatsächlicher oder rechtlicher Natur, die die Hauptfrage - Gleiches Recht... 

oder eine ganz maßgebliche Vorfrage aller Ansprüche 

betreffen , zu beurteilen sind. 

In diesem Verfahren \..rerden vorwiegend Rechtsfragen 

zu lösen sein. Bereits nach dem Klagevorbringen sind auf 

die Zedenten mit Wohnsitz in Deut schland bzw. Indion 

andere Rechtsvorschr.tften anzmmnden . Damlt fehlt 

jedenfalls für diese "ausländischen\\ Ansprüche die 

Voraussetzung der Prozessökonomie . Der beklagten Pa.r:tei 

ist darin beizupflichten, dass der Gesetzeszweck des § 

227 ZPO nicht die Schaffung der Möglichkeit einer Klage 

für Zedenten im Ausland gegen eine Beklagte im Ausland 

Siehe auch Rekurs. 

Hervorheben
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unter Berufung auf verschiedene auslä ndische 

Rechtsordnungen, sein kann . Im Falle der ange kündi gten 

Ausdehnung wäre eine vernünftige Verfa hrensdauer schon in 

Hinbl i ck auf die zur Verb rauchereigenscha f t der Zedenten 

be antragten Ei.nvernahme der Zedent en als Ze ugen, nicht 

einzuhalten. 

We i t:ers ist.: zu bedenken, dass sich die 

Zuständi gkeit beim her angezogenen Gerichtsstand nicht 

Zur Frage des 
Missbrauchs (nicht 
nicht als Tatsache, 

nach dem Sitz der beklagten Partei richtet , sondern durchsondern als Potential 
für andere Fälle) sieh 

den Wohnsitz des Zessionars determiniert ist. Dies hätte 
auch Rekus. 

aber -· wUrde man die Zulä.ssigkeit einer Sammelklage a uch 

in diesem Fall bejahen - zur Folge, dass die an der 

Sammelklage \·d.rtschaftli ch Beteiligten durch 

entsprechende Zessionen und die Aus ~·Talü des 

Inkassozessionars nach Bel ~eben eines von v ielen 

möglichen Gerichten bestirmnen könnten. Dies >'lide rspricht 

aber dem Grundsatz, dass es nach vorab f estgelegten 

abstrakten und allgemeinen Kriterien feststehen muss , 

welcher Richter in eine r Rechtssache entscheide t 

{Grundsatz des •' gesetz l i chen Richters 11
) • .Anders als bei 

Wa'hlgerichtsst.i:!.nde.n , '.-10 der Kläger .zwischen eini.qen 

wenigen, vorab festgelegten GElrichtsständen entscheiden 

kann, wU rden hi er die wi rtschaftlich Beteiligten das 

Gericht und damit auch den zust ändigen Richter durch die 

Zessi o n an eine bestilrqnte Person selbst bestimmen. Eine 

Samme l klage bei einem Klägergerichtsstand o,.J i .rd daher für 

unzulässig eracht et. 

I n de r Klage \•JUr de die Gericht s zuständi gkeit auf die 

Art 15 , 16 EuGVVO a.F . (wortgleich nunmehr Art 17f 

EuGVVO, i n Kraft seit lö. 1 . 2015), \Wnach sich die 

(interna t ionale } Zuständigkeit nach dem Wohnsitz des 

klagenden Verbrauchers richtet, gestützt . Die Beklagte 

richte t ohne z·wei fel ihre Tätigkeit im Sinne des Art 15 

Abs 1 c ) a . r . auf Osterreich aus . Voraussetzung für die 
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Anwendung i s t weiters, dass der dem Klagsanspruch 

zugrundeliegende Vert r ag von e i nem Verbraucher 

geschlossen vru rde (V:e.rbrauchervertrag) . Der Begriff des 

Verbrauchers ist gemeinschaftlich autonom und eng 

auszul egen. Er ist nach der Stell ung dieser Person 

innerhalb des konkretes Vertrages in Verbindung mit 

dessen Natur und Zielsetzung zu bestimmen. Sinn und Z1.,reck 

ist e s, den Verbraucher gegenüber seinem beruflich oder 

ge\verb<-~hande lnden Kontrahenten als typischen.Je i.se 

wi rtschaf t l ich schwächeren und rechtlich weniger 

e rfahrenen Vertragspartner kompetenzrechtlich zu 

privilegieren. Die Verordnung schützt den Ve rbraucher nur 

i nsofern, als er pe r sönl.:Lch Kläger oder Bekl agter i st , 

Wenn e in Rechtsnachfol ger eines Ver:brauc:hers kJ.agt , sind 

die genannten Bestinunungen nicht am1endbar, es sei denn, 

dass der Rechtsübergang i n For m e ines geschützte n 

Verbrauchervertrages erfolgt i s t. Nicht anwendbar sind 

die Bestirrunungen auf Verbandsklagen . Die Art 15 bis 17 

EuGVVO a .F. en thalten eine geschlossene Regelung fü:r: 

Verbrauchersachen . Sie regeln die internat ionale 

Zuständig keit abschließend . Ein ROckgriff auf andere 

Art.ikel der EuGVVO ist tmzuläss ig, auf~er es \'/.:i. :t:cl 

ausdrückl i ch auf diese venliesen. 

Ein Verbrauchervertrag liegt immer nur dann vor, 

\-Jenn eine E1nz elperson, ohne Bezug zu einer beruflichen 

oder qe~<Jerb.l ichen Tätigkeit oder Ziel setzung und 

unabhängig von einer solchen, e ine n Ver trag a llein zu dem 

Zv1eck abschließt, ihren Eigenbedarf beim pr i va ten 

Verbrauch zu decken. Verträge, der en Zvteck i n einer 

beruflichen oder gewerblichen Tätigkei t best eht, fa l len 

nicht in den Anwendungsbereich, und zwar auch dann nicht, 

wenn der Vertrag der P1usübung einer zukünftigen 

beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit dient. Auch bei 

geruis ch ten Verträgen kommen Axt 15 ff EuGVVO a. F. nicht 

Zur Frage wann einel 
Zession zwischen I 
V erbrauehern den 
Gerichtsstand erhält 
(so die hL und 
OGH) siehe auch 
Rekurs. 
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zuJ; Amiendung, es se.i denn, der berofl lch·-ge\·lerbl iche 

Zv~eck ist deJ;art nebensächlich, dass er. im 

Gesamtzusammenhang des betreffenden Geschäfts nur eine 

ganz untergeordnete Rolle spielt . Für die Bestimmung des 

Zwecks des Vertrages kommt es auf die objektiv 

erkennbaren Umstande des Geschäfts fGr den 

Vertragspartner des Verbn:~uche1~s an. Der innere ~li.lle des 

ItEdstungsempfängers lst irrelevant. Das Vorliegen einer 

· Verbrauchersache hat der Verbraucher .zu behaupten und zu 

be\-leisen. Eine Person, die sich auf Art. 15 ff EuGVVO 

a. F. berufen 1>1ill, hat daher im Falle eines gemischten 

Vertrages zu .be\'Teisen, dass der berufli ch-ge•,;erbliche 

Z;..•eck eine ganz untergeordnete Rolle spiel t (Simotta in 

Fasching/Kr:mecny2 V/1 EuGVVO Art 13 Hz 1, Art 15 Rz 11 

ff) . 

Aus den Ii'eststellungen ergibt sich, dass sich der 

ZMeck der Nutzung von Facebook durch den Kläger änderte 

und er mittlerHeile Facebook auch beruflich nutzt. 

Fraglich ist, auf vJe.lchen Zeitpunkt es fUr die 

Beurteilung,. ob der Kläger Verbraucher im Sinne de.r 

obigen Ausführungen ist, ankommt . 

Während die Beklagte argumentiert, dass es durch d.ie 

Änderung de.r: Nutzungsbedingungen im November 2013 zu 

einer Novation kam, womit frühestens auf diesen Zeitpunkt 

abzustellen se1 , meint der Kliige:c, dass e.s sich bei den 

Nutzungsbedingungen um einen Rahmenvertrag handle, der im 

Jahr 2013 geändert wurde und die einzelne Transaktion 

durch den Akt des Hochladens perfekt wird . 

Aus der vorgelegten ./2 ergibt sich, dass (auch) 

nach kalifornisehern Recht, eine Novation (statt einer 

Vertragsänderung) nur dann vorliegt, Nenn nach den 

zumindest .schlüssigen Willensex·kli'irungen bf.:ider 

Vertragspartner eine Auflösung des alten Vertrages und 

ein neuer Vertrag beabsichtigt ist. 

Siehe hierzu oben 
bzw. im Rekurs. 
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Das Vertragsverhältnis zur Beklagten hat die 

Besonde rhe i t , dass ihrer Diens t e jederze i t , ohne 

zeitl i che Bindung, ohne d i rektes Entgelt in Anspruch 

genommen 1•1erden können . Es ist - Nie das Bei spie l des 

Kl ägers zeigt - möglich, bei der Registrierung und 

Nutzung einen falschen oder leicht geänderten Namen zu 

ve:n·1enden und man kann daher bel iebig viele Konten, 

nebeneinander oder hintereinander verwenden. Nach Ansicht 

dieses Gerichtes kann es daher, für die ßellrteilung, ob 

ein Verbraucher vertrag vorliegt, nicht auf den Zeitpunkt 

des e r s t en Vertragsabschlusses bzw. a uf die ers t e Nutzung 

von Facebook ankommen, sondern auf den objektiv.i.erbaren 

Anl<nt!pfungspunkt der letz ten. Nutzung vor I nanspruchnahme 

des Verb.r;luchergerichtsstandes. Da der Kläger Facebook 

berei t s vor Einbringunq der Klage a uch berufli ch nutzte, 

kann er sich nicht auf diesen Gerichtsstand stützen . Auch 

der Gerichtsstand der Zedenten ~·Jü.rde, selbs t \•Tenn diese -

\.J i e rechtlich vorgebracht - alle bei i hrer Nu tzung vo n 

Facebook als Verbraucher zu qnal ifizieren >värenr nicht 

übergehen ( Cze:rnich in Czernich/Kodek/May.r, (2011) Art 7 

Rz 33). 

Die klagende Partei stützte die Zuständiqkeit dieses 

Gerichtes hinsichtlich der abgetretenen Ansprache 

nachträgl ich a uch auf Art . 5 z 3 EuGVVO a .rr . (nunmehr 

Art. 7 Z 2). Danach kann ao dem Ort, a n dem das 

schädigende Ereignis eingetreten ist oder einzutreten 

droht, geklagt V/erden~ \'lenn eine unerl aubte Handlung oder 

eine Handlung, die einer unerla ubten Handl ung 

g l eichgestellt ist , oder wenn AnsprUche aus einer solchen 

Handlung den Gegenstand des Verfahrens bilden . Der Kläger 

erstatt ete zu einem Ort des Schadenseintritte s - trotz 

diesbezüglichen Einwandes der Beklagten - kein konkretes 

'l'atsachenvorbringen . Insbesondere \-mrde zum Wohnort der 

Zedenten l ed i glich vorgebracht, dass dieser i n 

Zum 
(ausführlichen) 
Vorbringen siehe 
(summarisches) 
Protokoll der 
Verhandlung und 
Rekurs. 
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Österreich, Indien und Deutschland sei. Die Urkunden bz\v. 

die daraus ersichtlichen Adressenangaben zum Zeitpunkt 

der Abtretungserklärungen, die außerdem nicht mit dem 

Wohnsitz im Zeitpunkt des Schadenseintrittes 

übereinstimmen müssen, ersetzen nicht e.in Vorbringen 

(Ris~,Justiz RS0037915}. Außerdem gilt auch hi er, dass der 

für den Zedenten persönlich begründete Gerichtsstand 

nicht auf den Zessionar übergeht . 

Bei mehreren Prozesseinreden ist primär die Frage 

der inländi.schen Gerichtsbar keit (Fasclling, 

Zivilprozessrecht, Rz 737), hier in der Ausprägung der 

internationalen Zuständigkeit, zu klären. Da die Klage 

bereits mangels internationaler Zuständigkeit und wegen 

tJnzulässigkeit der Sammelklage zurückzw>~eisen war, ist es 

nicht erforderlich, auf die 'to.Jeiteren Prozesseinreden der 

UnzulässJgkeit des Rechtsweges, der Streitanhängigkelt 

bzr,J. entschiedenen Rechtssache rechtlich einzugehen. 

Die Kostenentscheidung gründet sich auf § 111 ZPO. 

Die Kosten des Protokollberichtsantrages waren 

zuzusprechen, der weitere Schriftsatz war zur 

zweckentsprechenden Rechtsverfolgung nicht erfo):-derlich . 

Landesgericht für ZJvilrechtssachen Wien, Abteilung 3 

tHen, 30 . Juni 2015 

Mag . 

Elektronische Ausfertigung 
gemäß § 79 GOG 

Richterin 
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